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Ausschluss von Schäden durch Terrorakte 

Neben den in den vereinbarten Allgemeinen und Besonderen 
Bedingungen angeführten nicht versicherten Schäden sind 
zusätzlich ausgeschlossen – sofern sie überhaupt Gegenstand 
des Versicherungsvertrages sind – ohne Rücksicht auf andere 
mitwirkende Ursachen oder Ereignisse, die zur gleichen Zeit 
oder in einer vom Schaden abweichenden Reihenfolge 
stattfinden, jegliche Art von Schäden, Verlusten, Kosten oder 
Aufwendungen, die direkt oder indirekt verursacht werden von, 
sich ergeben aus oder im Zusammenhang stehen mit jeglicher 
Art von Terrorakten. 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind auch – sofern sie 
überhaupt Gegenstand des Versicherungsvertrages sind – jegliche 
Art von Schäden, Verlusten, Kosten, Aufwendungen, die direkt 
oder indirekt verursacht werden von, sich ergeben aus oder im 
Zusammenhang stehen mit Handlungen, die zur Eindämmung, 
Vorbeugung, oder Unterdrückung von Terrorakten ergriffen 
werden oder sich in irgendeiner Weise darauf beziehen. 

Terrorakte sind jegliche Handlungen von Personen oder 
Personengruppen zur Erreichung politischer, ethnischer, 
religiöser, ideologischer oder ähnlicher Ziele, die geeignet sind, 
Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der 
Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine Regierung 
oder staatliche Einrichtung Einfluss zu nehmen. 

Ist der Versicherungsnehmer Unternehmer im Sinne des 
Konsumentenschutzgesetzes, so hat er nachzuweisen, dass 
ein Schaden weder unmittelbar noch mittelbar im 
Zusammenhang mit einem Terrorakt steht. 

 

Makler 

Der gesamte Geschäftsverkehr im Zusammenhang mit dem 
gegenständlichen Vertrag wird mit dem vertretungsbefugten 
Versicherungsmaklerbüro abgewickelt. 

Zwischen den Vertragsparteien erfüllen Mitteilungen, 
Erklärungen jeder Art mittels Telefax und E-Mail und dgl. das 
Schriftlichkeitsgebot. 

Anzeigen und Erklärung des Versicherungsnehmers gelten 
dem Versicherer als zugegangen, wenn diese beim 
Versicherungsmakler eingelangt sind. Der 
Versicherungsmakler ist zu deren unverzüglichen Weiterleitung 
an den Versicherer verpflichtet. Die Haftung für eine leicht 
fahrlässige Pflichtverletzung dabei wird ausdrücklich 
ausgeschlossen. 

Versicherungsanträge sowie Anzeigen und Willenserklärungen 
des Versicherungsnehmers, die ein Versicherungsverhältnis 
begründen oder den Deckungsumfang eines bestehenden 
Versicherungsverhältnisses erweitern sollen, gelten jedoch erst 
mit ihrem tatsächlichen Eingang beim Versicherer als diesem 
zugegangen. 

 

Anerkennung 

Der Versicherer erkennt an, dass ihm bei Vertragsabschluss 
sämtliche Umstände, die für die Übernahme der Gefahr erheblich 
sind, bekannt geworden sind, es sei denn, dass irgendwelche 
Umstände arglistig verschwiegen wurden. 

Als Erheblich gelten jedenfalls Umstände nach welchen der 
Versicherer ausdrücklich gefragt hat, oder bestimmte  
 

Voraussetzungen für den Vertragsabschluss, die schriftlich 
festgehalten wurden. 

Unbeabsichtigte Fehler beim Abschluss des 
Versicherungsvertrages, etwa versehentlich unterbliebene 
Anzeigen oder Anmeldungen beeinträchtigen die Ersatzpflicht 
nicht. Sie sind jedoch nach bekannt werden unverzüglich zu 
berichtigen. 

Im Falle der Ausstellung einer Polizze hinsichtlich des beantragten 
Risikos kann sich der Versicherer nicht mehr darauf berufen, dass 
der Antrag unvollständig ausgefüllt ist. 

 

Zahlung der Entschädigung 

In Abänderung des § 11 Abs. 2 VersVG bzw. allenfalls 
bestehender dem Versicherungsvertrag zugrundeliegenden 
einschlägigen Bestimmungen in Versicherungsbedingungen o. 
ä., kann der Versicherungsnehmer in Anrechnung auf die 
Gesamtforderung 2 Wochen nach Anzeige des Schadens 
Abschlagszahlungen in der Höhe des Betrages verlangen, den 
der Versicherer nach Lage der Sache mindestens zu zahlen hat. 
Liegt zu diesem Zeitpunkt noch kein 
Sachverständigengutachten vor, so wird der Versicherer das 
telefonische Einvernehmen mit dem Sachverständigen über 
eine angemessene Akontozahlung herstellen. 

Auch bei noch nicht vollständiger Klarheit über die 
Leistungsverpflichtung des Versicherers dem Grunde nach, wird 
eine Akontierung ohne Präjudiz mit voller 
Rückzahlungsverpflichtung des Versicherungsnehmers bei 
Leistungsfreiheit vorgenommen wenn der Versicherungsnehmer 
entsprechende Sicherheiten (Bankgarantie) stellt. 

Vorstehende Vereinbarungen gelten vorbehaltlich der Zustimmung 
etwaiger Vinkulargläubiger zur Auszahlung der Entschädigung an 
den Versicherungsnehmer. 

 

Paritätisches Kündigungsrecht 

In Erweiterung des § 158 VersVG ist dieser auch auf alle nicht 
durch die §§ 96, 113 und 158 VersVG erfassten Sparten 
anwendbar. 

 

Schadensbehebung durch eigenes Personal 

Für Arbeitsleistungen des eigenen Personals des 
Versicherungsnehmers wird ein angemessener 
Gemeinkostenzuschlag verrechnet. Diese werden jedoch 
maximal bis zu einer Höhe ersetzt, die hierfür von einer 
entsprechenden Fachfirma verrechnet werden. 

Voraussetzung für die Durchführung von Arbeiten durch 
eigenes Personal ist die gewerberechtliche Befähigung. 

 

Auswahl des Sachverständigen (Gutachten, Schiedsgericht) 

Der Versicherer wird zu Sachverständigen keine Personen 
bestellen, die in- oder ausländische Mitbewerber bzw. 
Angestellte, Konsulenten oder ähnliche von solchen 
Mitbewerbern des Versicherungsnehmers sind, oder zu diesem 
in irgendeiner Geschäftsverbindung stehen. 

Bei gerichtlich beeideten Sachverständigen gilt eine 
Geschäftsverbindung nur dann als gegeben, wenn sie 
Haussachverständiger eines Mitbewerbers sind. 

  


